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Im Namen des Deutschen' Vol kes 

ı 

In der St rofeache gegen den Iechniker R › K 
aus Littjeld, zur Zeit im Gerichtsgefängnis zu Siegen in Heft, 
wegen Verbrechens gegen § 4 der Verordnung gegen VClkssehädl Inge 
vom 5. September 1959 

hat das Re iehsgerícht, 3. StrajSenat, in der Sitzung 
vom 8.April 1940, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Präsident des Reíchsgeríchts Dr.Dr.Bumke 
und die Re ichsgerichtsräte Dr. Hortung, Schoerltn, 
Guth, Dr. Fuwelka, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der St aatsanwalt .Frähkel, 

als Ürkundsbeamter der Geschäfts stelle: 
der Sekretär KUklok, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts S í e g e n vom 
7.!ebruar 1940 wird verworfen. ' 

Doch wird der Urteilssatz im Schuldspruch dahin geändert, daß 
der Angeklagte wegen eines Verbrechens gegen § 4 der Verordnung ge: 
gen Vblksschädltnge vom 5. September 1939 (RGB1 I S. 1679) in Ver: 
bindung mit einem Vergehen gegen § 185 StGB verurteilt ist. 

Die Kosten des Hechtsmittels werden dem Beschwerdeführer aufer= 
legt . 
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Von Rechts Wege n 
Gründe 
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Gründe 

Soweit die Revision die tatsächlichen Feststellungen und die 
Beweiswürdigung des Landgerichts angreift, ist sie unzulässig und 
unbeachtlich (§§ 537, 261 sztcu . 

IM übrigen ist sie unbegründet. 
Die Strafkammer nimmt an, der Angeklagte habe die Ehefrau 

H in ihrer .Frauenehre dadurch beleidigt, daß er ihr in 
einem Briefe angesohnen habe, mit ihm geschlechtlich zu verkehren. 
F a u  .M , ihtter zweier Kinder, genieße einen einwandfreien 
Ruf und habe dem Angeklagten keinerlei Anlaß .zu seinem Verhalten 
gegeben. Der Angeklagte, ein schlecht beleumundeten, mehrfach - 
darunter auch zweimal wegen Sittlichheitsuerbrechen * uorbestrajter 
verheirateter Hann habe die Tatsache, daß der Ehemann u zum 
Xriegsdienst fern beim Heere und die Ehefrau infolgedessen Verein= 
samt gewesen sei, sowie die weiter durch den Krieg erwachsenen Um= 
Stände, daß die Frauen der Einberufenen auf .Fomilienunterstüteung 
angewiesen seien und die Beschaffung von Lebensmitteln und sonst= 
gen Verbrauchsgütern injblge der Bat ion ierung erschwert sei, aus= 
zunüteen versucht, um sich die Frau gefügig zu machen. 

.Hit Recht konnte deshalb das Landgericht -feststellen, der An: 
geklagte habe sich vorsätzlich einer - auf Grund des Strafantrags 
der .Ehefrau .U` strafbaren Beleidigung nach § 185 StGB 
schuldig gemacht und diese Straftat unter Ausnutzung der durch den 
Kriegszustand verursachten außergewöhnlichen Verhältnisse begangen. 

weiterhin hat die Strafkammer angenommen, das gesunde Volks= 
empfinden erfordere wegen der besonderen Pkrwerflichkeit dieser 
Straftat, daß sie nach § 4 der so gegen Volksschädlinge vom 5.Sep= 
tember 1939 (BGBl I e. 1679) bestraft werde. Auch darin ist kein 
Rechtsirrtum zu erkennen. 

Dagegen spricht auch nicht die Ibtsache, daß es sich. um eine 
Straftat handelt, die nur auf Antrag verfolgt werden dflnf. Ein Ver= 
bot, die Verordnung gegen Volksschädl Inge auf solche Straftaten an= 
zuwenden, besteht nur für den § 2 der VO. Der UMstand, daß der die= 
ses Verbot enthaltende § 2 der .DurchfvU vom 7. September 1959 
(RGBZ I s. 1700) den § 4 nicht anführt, läßt im Zusammenhang mit dem 
auf die restlose Erfassung der Volksschädl Inge gerichteten Zweck der 
Verordnung erkennen, der § 4 sei auf alle Straftaten anzuwenden, 
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falls seine besonderen Voraussetzungen gegeben seien. Ob deshalb 
eine nur auf Antrag zu verfolgende Straftat auch beim fehlen› des 
Strafantrags in Anbetracht des Kriegszustand es unter Anwendung des 
~§ 2 StGB eine Straftat im Sinne des § 4 der VO gegen Vblksschäd= 
linge darstellen kann, braucht hier nicht entschieden zu werden, da 
ein rechtswirksamer Strafantrag gestellt ist. 

Auch sonst hat die Nachprüfung des Urteils keinen Rechtsfehler 
ergeben, der zur ÄNderung oder Aufhebung der .Entscheidung führen 
mwßte. Nur ist der SChuldspruch entsprechend Su ändern, da das Ver= 
gehen der Beleidigung im Verbrechen gegen § 4 der VO gegen Volks› _ 
Schädlinge aufgeht (Gesetgeskonkurrenz) . 

Die Revision ist deshalb zu verwerfen. 
geh. Burke Hartung Schoerl in 

Guth Fkıwelka 
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